Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr« 43^7 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP, FU (BP-Z) 


Der Bundestag wolle besdiließen: 

Entwurf eines Gesetzes 

zur vorläufigen Regelung der Rechtsverhältnisse der Polizeivollzugsbeamten 

des Bundes (vorl. BPolBG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen; 


ABSCHNITT I 
Allgemeine Vorsdiriften 
§ 1 

Personenkreis 

Polizeivollzugsbeamte 'des Bundes sind die 
mit polizeilichen Aufgaben betrauten und 
zur Anwendung unmittelbaren Zwanges be- 
fugten Beamten im Bundesgrenzschutz, im 
Bundeskriminalpolizeiamt und im Bundes- 
ministerium des Innern (Polizeivollzugs- 
beamte). Welche Beamtengruppen im ein- 
zelnen dazu gehören, bestimmt der Bundes- 
minister des Innern im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen durch 
Rechtsverordnung. 


§ 2 


Gesetzliche Vorschriften 


Auf die Polizeivollzugsibeamten finden die 
für Bundesbeamte allgemein geltenden Vor- 
schriften Anwendung, soweit in diesem Ge- 
setz nichts anderes bestimmt ist. 


(2) Der Bundesminister des Innern erläßt 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen durch Rechtsverordnung die 
besonderen Bestimmungen über die Lauf- 
bahnen der Polizeivollzugsbeamten, 


S 4 


Gemeinsames Wohnen 


Der Polizeivollzugsbeamte ist auf Anord- 
nung des Dienstvorgesetzten verpflichtet, in 
einer Gemeinschaftsunterkunft zu wohnen 
und an einer Gemeinschaftsverpflegung teil- 
zunehmen. Das Nähere bestimmt der Bun- 
desminister des Innern im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen. 


S 5 

Eheschließung 

Ein Polizeivollzugsbeamter, der in einer 
Gemeinschaftsunterkunft wohnen muß (§ 4),' 
ist verpflichtet, zur Eingehung einer Ehe die 
Erlaubnis seines Dienstvorgesetzten einzu- 
holen. Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn 
der Polizeiyollzug^beamte eine ununterbro- 
chene Dienstzeit von sechs Jahren abgeleistet 
oder das siebenundzwanzigste Lebensjahr 
vollendet hat. 


§ 3 


§ 6 


Rechtsstand 


Polizeidienstunfähigkeit 


(1) Die Polizeivollzugsbeamten sind, so- 
weit sie nicht zu Beamten auf Lebenszeit er- 
nannt werden, Beamte auf Widerruf. 


(1) Dienstunfähigkeit liegt vor, wenn der 
Polizeivollzugsbeamte den besonderen ge- 
sundheitlichen Aoforderungen für den Poli- 
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zcivollzugsdienst nidit mehr genügt und 
nicht zu erwarten ist, daß er seine volle Ver- 
wendungsfähigkeit binnen Jahresfrist wieder- 
erlangt (Polizeidienstunfähigkeit). 

(2) Die Polizeidienstunfähigkeit wird 
durch den Dienstvorgesetzten auf Grund 
des Gutachtens eines beamteten Arztes fest- 
gestellt. 

ABSCHNITT II 

PoUzeivollzugsbeamte auf Widerruf 
§ 7 

Dienstzeit 

(1) Sofern der Polizelvollzug^beamte auf 
Widerruf nicht zum Beamten auf Lebenszeit 
ernannt wird, endet seine Dienstzeit mit der 
Vollendung des siebenten Dienstjahres. Der 
Bundesminister des Innern kann mit Zustim- 
mung des Beamten die Dienstzeit bis auf 
fünf Jahre abkürzen oder über sieben Jahre 
hinaus verlängern, wenn dringende dienst- 
liche Rücksichten der Verwaltung es erfor- 
dern. Die Verlängerung der Dienstzeit ist 
jeweils nur für ein volles Jahr zulässig und 
darf Insgesamt fünf Jahre nicht überschreiten. 

(2) Auf die Dienstzeit nach Absatz 1 kann 
eine nach dem 8. Mai 1945 im Polizeivoll- 
zugsdienst eines Landes oder einer Gemeinde 
abgeleistpte Dienstzeit angerechnet werden. 
Andere Dienstzeiten In Bund, Ländern und 
Gemeinden können insoweit angerechnet 
werden, als die dabei erworbenen Fachkennt- 
nisse für die Verwendung Im Polizeivoll- 
zugsdienst des Bundes notwendig oder för- 
derlich sind. Über die Anrechnung, die der 
Zustimmung des Bewerbers bedarf. Ist bei 
der Berufung in das Beamtenverhältnis zu 
entscheiden. Das Nähere regelt der Bundes- 
minister des Innern im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen. 

§ 8 

Entlassung 

(1) Nach einer ununterbrochenen Dienst- 
zeit von zwölf Monaten im Polizeivollzugs- 
dienst des Bundes kann der Polizeivollzugs- 
beamte auf Widerruf, außer in den Fällen 
des § 7 dieses Gesetzes und der §§ 28 bis 30 
des Bundesbeamtengesetzes, nur entlassen 
werden, wenn einer der folgenden Entlas- 
sungsgründe vorliegt: 


1. ein Verhalten, das bei einem Beamten auf 
Lebenszeit eine im förmlichen Disziplinar- 
verfahren zu verhängende Disziplinar- 
strafe (§11 Abs. 1 der Bundesdisziplinar- 
ordnung) zur Folge hätte, oder 

2. mangelnde Bewährung (Eignung, Befähi- 
gung, fachliche Leistung) oder 

3. Polizeidienstunfähigkeit oder 

4. Auflösung, Verschmelzung oder wesent- 
liche Änderung des Aufbaus der Beschäfti- 
gungsbehörde, wenn eine anderweitige 
Verwendung nicht möglich Ist, oder 

5. Eingehung einer Ehe ohne die in § 5 vor- 
geschriebene Erlaubnis. 

Nach einer ununterbrochenen Dienstzeit von 
mehr als drei Jahren ist eine Entlassung aus 
dem In Satz 1 Nr. 2 bezeichneten Grunde 
nicht mehr zulässig. 

(2) Bei der Entlassung nach Absatz 1 sind 
folgende Fristen einzuhalten: 

bei einer Beschäftigungszeit 
bis zu drei Monaten 

zwei Wochen zum Monatsschluß, 

von mehr als drei Monaten 

ein Monat zum Monatsschluß, 
von mindestens einem Jahr 

sechs Wochen zum Schluß eines 
Kalendervierteljahres. 

Als Beschäftigungszeit gilt die Zeit un- 
unterbrochener Tätigkeit als Polizeivollzugs- 
beamter auf Widerruf im Bundesdienst. Im 
Falle des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 kann der 
Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf ohne 
Einhaltung einer Frist entlassen werden. 

(3) Vor der Entlassung durch Widerruf 
soll der Polizeivollzugs'beamte gehört wer- 
den; er kann sich auch schriftlich äußern. 
Der Widerruf ist durch einen schriftlichen, 
mit Gründen versehenen Bescheid zu er- 
klären. 

(4) Im Falle des § 30 des Bundesbeamten- 
gesetzes kann die Entlassung bis zum Ablauf 
von sechs Monaten hinausgeschoben werden, 
wenn überwiegende Gründe des öffentlichen 
Interesses es erfordern. 

S 9 

B er uf s f ör der un g 

Der Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf 
erhält während seiner Dienstzeit auf Kosten 
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des Bundes eine Berufsförderung. Die Be- 
rufsförderung dient der allgemeinberuflichen 
und der fachlichen Ausbildung oder Weiter- 
bildung für einen späteren Lebensberuf; 
hierbei sind die persönliche Eignung und die 
Unterbringungsmöglichkeiten zu berücksich- 
tigen. Die Berufsförderung soll dem ausschei- 
denden Polizeivollzugsbeamten den Über- 
gang in das freie Erwerbsleben oder nach 
Maßgabe der Laufbahnvorschriften in einen 
anderen Zweig des öffentlichen Dienstes er- 
leichtern. Das Nähere regelt der Bundes- 
minister des Innern im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen und den 
anderen beteiligten obersten Bundesbehörden. 


Die Übergangsbeihilfe ist längstens bis zum 
Ende des Monats zu zahlen, in dem der 
frühere Polizeivollzugsbcamte die Alters- 
grenze (§15 Abs. 1) erreidit hat. Beim Tode 
des Empfangsberechtigten ist der noch nicht 
ausgezahlte Betrag den Hinterbliebenen in 
einer Summe zu zahlen. 

(4) Hat der Entlassene während des Be- 
zugs der Übergangsbeihilfe ein neues Be- 
amtenverhältnis oder privatrechtliches Ar- 
beitsverhältnis im öffentlichen Dienst be- 
gründet, so ist das neue Dienst- oder Arbeits- 
einkommen auf die für den gleichen Zeit- 
raum gewährte laufende Übergangsbeihilfe 
anzurechnen. 


§ 10 

Üb ergangsb eihilf e 

(1) Der nicht auf eigenen Antrag entlas- 
sene Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf er- 
hält zur Erleichterung des Übergangs in einen 
anderen Beruf eine Übergangsbeihilfe. Sie be- 
trägt nach Vollendung einer Dienstzeit 
(§§ 7 , 19 ) 

von drei Jahren das Zweifache, 
von vier Jahren das Zweieinhalbfache, 
von fünf Jahren das Sechsfache, 
von sechs Jahren das Neunfache, 
von sieben Jahren das Vierzehnfache, 
von acht Jahren das Sechzehnfache, 
von neun Jahren das Siebzehnfache, 
von zehn Jahren das Achtzehnfache, 
von elf Jahren das Neunzehnfache und 
von zwölf Jahren das Zwanzigfache 
der Dienstbezüge des letzten Monats. 

(2) Die Übergangsbeihilfe wird nicht ge- 
währt, wenn der Polizeivollzugsbeamte auf 
Widerruf wegen eines Verhaltens im Sinne 
der §§ 28, 29 des Bundesbeamtengesetzes 
oder auf Grund des § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
und 5 dieses Gesetzes entlassen wird. 

(3) Die Übergangsbeihilfe wird nach einer 
Dienstzeit von drei und vier Jahren bei der 
Entlassung in einer Summe gezahlt. Bei län- 
gerer Dienstzeit wird ein Teilbetrag der 
Übergangsbeihilfe in Höhe des Dreifachen 
des letzten Monatsbezuges bei der Entlassung, 
der Restbetrag vom Zeitpunkt der Ent- 
lassung ab in Monatsbeträgen wie die Dienst- 
bezüge gezahlt; in besonderen Ausnahme- 
fällen kann der Bundesminister des Innern 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen die Zahlung auch in größeren 
Teilbeträgen oder in einer Summe zulassen. 


(5) In begründeten Ausnahmefällen kann 
die Übergangsbeihilfe ganz oder teilweise 
auch einem nach vollendeter fünfjähriger 
Dienstzeit auf eigenen Antrag ausscheiden- 
den Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf 
nach besonderen Richtlinien gewährt werden, 
die der Bundesminister des Innern im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister der Fi- 
nanzen erläßt. 

(6) § 150 des Bundesbeamtengesetzes findet 
keine Anwendung. 


§ 11 


Versorgung bei Dienstbeschädigung 

(1) Ein Polizeivollzugsbeamter auf Wider- 
ruf, der wegen Polizeidienstunfähigkeit in- 
folge Krankheit, Verwundung oder sonstiger 
Beschädigung, die er sich ohne grobes Ver- 
schulden bei Ausübung oder aus Veranlassung 
des Dienstes zugezogen hat, entlassen worden 
ist, erhält für die Dauer einer durch die Be- 
schädigung verursachten Erwerbsbeschrän- 
kung einen Unterhaltsbeitrag, und zwar 

1. bei völliger Erwerbsunfähigkeit in Flöhe 
des sich nach den §§ 104 bis 116 des 
Bundesbeamtengesetzes ergebenden Ruhe- 
gehalts, 

2. bei Minderung der Erwerbsfähigkeit um 
wenigstens zwanzig vom Hundert den 
der Minderung entsprechenden Teil des 
Unterhaltsbeitrages nach Nr. 1. 

§ 138 Abs. 6 des Bundesbeamtengesetzes 

findet Anwendung. 

(2) Die Hinterbliebenen eines Polizeivoll- 
zugsbeamten auf Widerruf, der an den Folgen 
einer Beschädigung nach Absatz 1 verstorben 
ist, erhalten einen Unterhaltsbeltrag in Höhe 
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der in den §§ 120 bis 126 des Bundesbeamten- 
gesetzes vorgesehenen Versorgung. Das gleiche 
gilt für die Hinterbliebenen eines früheren 
Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf (Ab- 
satz 1). 


S 12 


Versorgung bei Polizeidienstunfähigkeit aus 
anderen Gründen 


(D Ist ein Polizeivollzugsbeamter auf 
Wid.erruf aus anderen als den in § 11 Abs. 1 
genannten Gründen wegen Polizeidienstun- 
fähigkeit entlassen worden, so kann ihm ein 
Unterhaltsbeitrag nach § 11 Abs. 1 bewilligt 
werden. 

(2) Den Hinterbliebenen eines Polizcivoll- 
zugsbeamten auf Widerruf, der nicht an den 
Folgen einer Beschädigung nach § 11 Abs. 1 
verstorben ist, kann ein Unterhaltsbeitrag 
bis zur Höhe der in den §§ 120 bis 126 des 
Bundesbeamtengesetzes vorgesehenen Ver- 
sorgung bewilligt werden. Das gleiche gilt für 
die Hinterbliebenen eines früheren Polizei- 
vollzugsbeamten auf Widerruf, der wegen 
Polizeidienstunfähigkeit entlassen worden ist; 
Bemessungsgrundlage ist in diesem Falle der 
Unterhaltsbeitrag, den der Verstorbene im 
Zeitpunkt seines Todes bezogen hat. 


§ 13 

Versorgung bei Dienstunfall 

(1) Ist ein Polizeivollzugsbeamter auf Wi- 
derruf wegen Polizeidienstunfähigkeit infolge 
eines Dienstunfalles (§ 132 des Bundesbeam- 
tengesetzes) entlassen worden, so erhält er 
neben dem Heilverfahren (§§ 134, 135 des 
Bundesbeamtengesetzes) für die Dauer einer 
durch den Dienstunfall verursachten Erwerbs- 
beschränkung einen Unterhaltsbeitrag nach 
§ 138 des Bundesbeamtengesetzes. Für die 
Versorgung der Hinterbliebenen gelten die 
Vorschriften des § 142 Abs. 1 und 2 des Bun- 
desbe am t enges et zes . 

(2) Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge be- 
messen sich in den Fällen des Absatzes 1 ab- 
weichend von § 138 Abs. 5 des Bundesbeam- 
tengesetzes mindestens nach dem Endgrund- 
gehalt der Besoldungsgruppe A 9 b. 

(3) § 138 des Bundesbeamtengesetzes gilt 
auch für einen Unfallverletzten Polizeivoll- 
zugsbeamten auf Widerruf, der nach § 8 
Abs. 1 entlassen wird oder dessen Dienstzeit 
nach § 7 Abs. 1 endet. 


ABSCHNITT III 
Beamte auf Lebenszeit 
§ 14 

Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit 

Der Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf, 
der nach Beendigung seiner Dienstzeit (§§ 7, 
19) nicht entlassen ist, wird zum Beamten 
auf Lebenszeit ernannt, wenn er die allgemei- 
nen beamtenrechtlichen Voraussetzungen hier- 
für erfüllt und die für seine Laufbahn vor- 
geschriebenen Fachprüfungen abgelegt hat. 

§ 15 

Altersgrenze 

(1) Für Polizei vollzugsbeamte auf Lebens- 
zeit bildet das vollendete sechzigste Lebens- 
jahr die Altersgrenze. 

(2) Für einzelne Gruppen von Polizeivoll- 
zugsbeamten kann der Bundesminister des In- 
nern im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster der Finanzen durch Rechtsverordnung 
eine frühere oder spätere Altersgrenze fest- 
setzen. Wenn dringende dienstliche Rücksich- 
ten der Verwaltung im Einzelfalle die Fort- 
führung der Dienstgeschäfte durch einen be- 
stimmten Beamten erfordern, kann der Bun- 
desminister des Innern die Altersgrenze jeweils 
um ein Jahr hinausschieben, jedoch insgesamt 
um nicht mehr als fünf Jahre. 

(3) Die Polizeivollzugsbeamten treten mit 
dem auf die Erreichung der Altersgrenze fol- 
genden 1. April oder 1. Oktober in den Ruhe- 
stand. 

(4) Wer die für eine Beamtengruppe fest- 
gesetzte Altersgrenze erreicht hat, darf nicht 
zum Polizeivollzugsbeamten dieser Gruppe 
ernannt werden. Ist er trotzdem ernannt wor- 
den, so ist er zu entlassen. 

(5) § 41 des Bundesbeamtengesetzes findet 
keine Anwendung. 


§ 16 

Mangelnde polizeiliche Eignung 

(1) Der Polizeivollzugsbeamte auf Lebens- 
zeit kann auch in den Ruhestand versetzt wer- 
den, wenn er die erforderliche geistige oder 
körperliche Frische oder die Kraft zu ent- 
schlossenem Handeln nicht mehr besitzt. 
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(2) Ob die Voraussetzung nach Absatz 1 
vorliegt, entscheidet auf Antrag des Dienst- 
vorgesetzten oder des Beamten der Bundes- 
minister des Innern auf Grund des Gutachtens 
eines aus vier Mitgliedern bestehenden Aus- 
schusses. Die Mitglieder des Ausschusses sind 
bei ihren Entscheidungen unabhängig und an 
Weisungen nicht gebunden. Ständige Mit- 
glieder sind ein Bundesrichter, der vom Prä- 
sidenten des Bundesverwaltungsgerichts be- 
nannt wird, als Vorsitzender und ein beamte- 
ter Arzt; sie werden vom Bundesminister des 
Innern auf die Dauer von drei Jahren beru- 
fen. Die beiden weiteren Mitglieder, die Poli- 
zeivollzugsbeamte des Bundes sein müssen, 
werden vom Bundesminister des Innern für 
den Einzelfall berufen; sie werden vom 
Dienstvorgesetzten benannt, einer auf Vor- 
schlag des Beamten, falls dieser innerhalb 
einer vom Dienstvorgesetzten zu bestimmen- 
den Frist einen Vorschlag macht. Der Bundes- 
minister des Innern erläßt die Geschäftsord- 
nung für den Ausschuß. 

(3) Die §§ 35 Satz 2 und 117 Abs. 1 des 
Bundesbeamtengesetzes finden entsprechende 
Anwendung. 

§ 17 

Ruhegehalt 

Abweichend von § 115 Abs. 1 des Bundes- 
beamtengesetzes steigt das Ruhegehalt für Po- 
lizeivollzugsbeamte mit einer um mehr als 
fünf Jahre früheren Altersgrenze (§ 15 Abs. 2 
Satz 1) nach einer ruhegehaltfähigen Dienst- 
zeit von fünfundzwanzig Jahren bis zu einer 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit von siebenund- 
zwanzig Jahren mit jedem Dienstjahr um zwei 
vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezüge. 

ABSCHNITT IV 
Vollzugsbeamte der Kriminalpolizei 
§ 18 

Für die Vollzugsbeamten der Kriminalpoli- 
zei gelten nur die Vorschriften der §§1,2 und 
6 und der § 15 mit Ausnahme des Absatzes 2 
Satz 1. 

Bonn, den 25. April 1953 


ABSCHNITT V 

Übergangs- und Schlußvorschriften 
§ 19 

Anrechnung von Vordienstzeiten 

Der Bundesminister des Innern bestimmt im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen, inwieweit während einer Übergangs- 
zeit auf die Dienstzeit nach § 7 auch Dienst- 
zeiten im sonstigen Bundesdienst, im Polizei- 
vollzugsdienst des Reiches, in der früheren 
Wehrmacht oder im früheren Reichsarbeits- 
dienst angerechnet werden können. 

§ 20 

Verwaltungs Vorschriften 

Der Bundesminister des Innern erläßt im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen die zur Durchführung dieses Ge- 
setzes erforderlichen allgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften. 

§ 21 

Geltung im Lande Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des Lan- 
des Berlin im Finanzsystem des Bundes (Drit- 
tes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund der in 
diesem Gesetz enthaltenen Ermächtigungen er- 
lassen werden, gelten im Lande Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 22 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1953 in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt das Deutsche Polizei- 
beamtengesetz vom 24. Juni 1937 (Reichsge- 
setzbl. I S. 653) in der Fassung des § 2 Buch- 
stabe c des Gesetzes zur vorläufigen Regelung 
der Rechtsverhältnisse der im Dienst des Bun- 
des stehenden Personen vom 17. Mai 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 207) außer Kraft. 

Dr. von Brentano und Fraktion 

Dr. Schäfer und Fraktion 

Dr. von Merkatz und Fraktion 

Dr. Decker, Pannenbecker und Fraktion 


5 



